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Landesweite Bezüge- und Versorgungsstelle (LBV)
Auestr. 14
30449 Hannover

Stammnummer:
Höhe der Besoldung/Versorgung
Widerspruch und Geltendmachung
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die Höhe meiner Besoldung (alternativ Versorgung) auf Grund der Kürzungen durch das Haushaltsbegleitgesetz 2005 (Nds. GVBl. 2004, 664 ff.) lege ich auch für das Jahr 2014
W i d e r s p r u c h
ein und mache gleichzeitig eine angemessene Alimentation geltend.
Durch das Haushaltsbegleitgesetz 2005 vom 17.12.2004 sind die bisherigen Sonderzuwendungen weggefallen.
Mit den Kürzungen der letzten Jahre ergibt sich somit seit dem Jahr 2002 ein einschneidender Nettobesoldungs(alternativ Nettoversorgungs-)verlust.
Die durch das Haushaltsbegleitgesetz 2005 bewirkte erneute Absenkung meiner Besoldung verletzt auch in den folgenden Jahren einschließlich 2014 das durch Art. 33 Abs. 5 GG gewährleistete Prinzip der amtsangemessenen Alimentation.
Das Grundgesetz sieht vor, dass das Recht des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln ist. Hierzu gehört das Alimentationsprinzip, das den Dienstherrn verpflichtet, den Beamten und seine Familie lebenslang angemessen zu alimentieren und ihn nach seinem Dienstrang, nach der mit seinem Amt verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards einen angemessenen Lebensunterhalt zu gewähren.

Meine Besoldung (alternativ Versorgung) entspricht diesen Grundsätzen nicht mehr und ist deshalb verfassungswidrig.

Die allgemeine Haushaltssituation des Landes Niedersachsen kann diese Einschränkungen und die damit einhergehende Abkoppelung der Beamtinnen und Beamten (alternativ Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger) von der allgemeinen Einkommensentwicklung nicht rechtfertigen, da ein uneingeschränkter Eingriff des Gesetzgebers die Schutzfunktion des Art. 33 Abs. 5 GG ins Leere laufen lassen würde und die Besoldung (alternativ Versorgung) nunmehr unterhalb der alimentationsrechtlich zulässigen Grenze liegt.

Die vorgenommenen Erhöhungen der Bezüge (alternativ Versorgung) stellen lediglich eine teilweise Anpassung an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse dar, die die Gesamtreduzierung meiner Besoldung (alternativ Versorgung) nicht dergestalt kompensieren kann, dass eine verfassungsrechtlich vorgesehene Alimentation stattfindet.

Ich widerspreche daher meiner bisherigen Besoldung (alternativ Versorgung) und mache eine angemessene Alimentation für die Jahre 2011-2013 und das Jahr 2014 geltend.

Im Hinblick auf zu erwartenden Entscheidungen in Musterverfahren durch das Bundesverfassungsgericht bin ich mit dem Ruhen des Verfahrens einverstanden, wenn Sie für die Dauer der Durchführung der Musterverfahren auf die Erhebung der Einrede der Verjährung verzichten. 

Ich bitte um entsprechende schriftliche Bestätigung. 

Mit freundlichen Grüßen

